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Inhalt: Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1923, S. 329. — Geſetz über Anderungen 
des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, S. 337. — Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner, 
©. 337. — Dritte Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, 
S. 337. — Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren und Rechnungsgebühren des Preußiſchen Ge 
richtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare, S. 340. : 5 


(Nr. 12557.) Geſetz über die eſiſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1923. Vom 17. Juli 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Dier dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1923 wird. 
in Einnahme aun; . e 80289 k 876 000 Mark, N 
nämlich auf... „F. 800 697 961 000 Mark, En 
5 an laufenden 5 e ee esta 
TO ee 2193915000 >» N e images? 
an einmaligen Einnahmen, 5 NER? 
INDIE MOSSABe Aula ne ne ae ee nase ne 1202768786000 » 
Tin lihagne e 1191331033 000 Mark, 
an dauernden 
und auf F ES 11437753000  » 
{ an einmaligen Ausgaben. 
feſtgeſtellt. f 
Der Fehlbetrag Dan: = i 8 399 876 910 000 Mark 
iſt bis zur endgültigen Ausgleichung aus bereiten Mitteln der Generalſtaatskaſſe zu decken. 
§ 2. 
Der dieſem Geſetz als weitere Anlage beigefügte Haushalt der Verwaltungseinnahmen und 
Ausgaben der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für das Rechnungsjahr 1923 wird Sr 
in Einnahme aut. N . ee 400 000 Mark, 
und in Ausgabe auß. Meise ng e . d 198974398 Fr 


feſtgeſtellt. 
83 


() Für das Rechnungsjahr 1923 können zur vorübergehenden Verſtärkung der Betriebs- 
mittel der Generalſtaatskaſſe nach Anordnung des Finanzminiſters bis zur Höhe von 1000 Milliarden 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12557—12561.) 56 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Juli 1923. 
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Mark verzinsliche oder unverzinsliche Schatzanweiſungen oder Wechſel mit Fälligkeit ſpäteſtens am 
31. Dezember 1924 wiederholt ausgegeben werden. Die Ausſtellung und Verwaltung der Schatz— 
anweiſungen ſowie die Ausſtellung oder Annahme und die Verwaltung der Wechſel werden der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt oder angenommen. 

(2) Die Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können ſämtlich oder 
teilweise auch auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis auf in- und ausländiſche 
Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. Die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes und 
der näheren Bedingungen für die Zahlung im Auslande bleibt dem Finanzminiſter überlaſſen. 

(3) Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, rückwirkend vom 1. April 1923 an, bei den 
vom Staate begebenen Anleihen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und etwa zugehörige 
Zinsſcheine ſämtlich oder teilweiſe auch auf Einheiten von 5 (Tonnen Kali, Zentner 
a uſw.) zu stellen. 

) Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender Schatzanweiſungen 
und Wache beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des 
Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Umlauf und gegebenenfalls 
die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die 
Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(5) Der Finanzminiſter kann den im Abſ. 1 bezeichneten Betrag auch ganz oder teilweiſe 
durch Aufnahme von kurzfriſtigen Darlehen beſchaffen. 


770 9 4. 

(1) ) Der ed wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, ee die Nach: 
wirkungen des Krieges und durch die Ausführung des Friedensvertrags hervorgerufener Bedürfniſſe 
nötigenfalls Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu übernehmen. 

(2) Über Höhe und Art ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt einem Ausſchuß des Landtags 
von fünf Mitgliedern von Fall zu Fall Mitteilung zu machen. Sofern der Ausſchuß der Übernahme 
derartiger Garantien und Bürgſchaften nicht zuſtimmt, iſt er berechtigt, über ihre Aufrechterhaltung 
die Entſcheidung des Landtags zu beantragen. 


8 5. 
Für das Rechnungsjahr 1923 finden auf die Lotterieverwaltung und die Staatliche Porzellan— 
manufaktur die Beſtimmungen des $ 6 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 
(Geſetzſamml. S. 77) entſprechende Anwendung. 


8 6. 

(1) Sind von den im Haushaltsplane für das Rechnungsjahr 1923 vorgeſehenen planmäßigen 
Beamtenſtellen bei einer Behörde mehrere Stellen für Beamte der gleichen Beamtengattung vor— 
handen, ſo darf die Wiederbeſetzung der erſten und demnächſt jeder zweitfolgenden freiwerdenden 
Stelle nur mit Genehmigung des zuſtändigen Fachminiſters unter Zuſtimmung des Finanzminiſters 
erfolgen, bis ein Viertel der daſelbſt für die betreffende Beamtengattung vorgeſehenen Stellen 
fortgefallen iſt. Dies gilt nicht für die Stellen von Miniſterialdirektoren, Miniſterialdirigenten 
und anderen Beamten, denen innerhalb einer Behörde die Leitung einer Abteilung übertragen iſt. 
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(z) Ausnahmen von der Vorſchrift im Abſ. 1 Satz 1 können für einzelne Behörden ſowie 
für Behörden oder Stellen einer beſtimmten Art allgemein von dem zuſtändigen Fachminiſter im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zugelaſſen werden. 

Auf die Mitteilung der auf Grund der §§ 3 und 4 des Geſetzes über den Staatshaushalt 
vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) alljährlich vorzulegenden, in dem dem § 5 des Geſetzes 
über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1922 vom 4. Auguſt 1922 
(Geſetzſgaamml. S. 219, 425) beigefügten Verzeichnis aufgeführten Nachweiſungen über die Staats, 
nebenfonds wird gemäß $ 5 des Geſetzes vom 11. Mai 1898 für das Rechnungsjahr 1923 verzichtet. 


88. 

Die nach § 7 des Staatsvertrags vom 29. November 1921 (Geſetzſamml. 1922 S. 37) 
auf Preußen übengegangenen Staatsſchulden des Gebietsteils Pyrmont einſchließlich der Domanial- 
ſchulden werden nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters bis zur Geſamthöhe von 2 Millionen 
Mark mit Wirkung vom 1. April 1922 an als preußiſche Staatsſchulden übernommen und der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden zur Verwaltung überwieſen. 


89. 2 
Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. a 


Berlin, den 17. Juli 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Eiegel.) Braun. v. Richter. 


56* 


Nr. 
der 


Sonder- 


pläne 
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Erſte Anlage zum Haushaltsgeſetze. 


Haushaltsplan für das Nechnungsjahr 1923. 


Verwaltungen 


Domänen 
Forſten 
a) Betrieb 
b) Verwaltung 
Gill 
Lotterie 
Staatsbank 
Münze N 
Bergwerke, Hütten und 
Salinen 
a) Betrieb 
b) Verwaltung 
Porzellanmanufaktur . 
Geſetzſammlungsamt .... 
Reichs- und Staatsanzeiger 
Allgemeine Finanzverwal⸗— 
tung 
a) Steuern und Abgaben 
b) Sonſtige Einnahmen 
und Ausgaben ... 
Riding . 
Staatsrat 
Staatsminiſterium uſw. . 
Finanzminiſterium 
Miniſterium für Handel 
und Gewerbe.... .... 
Juſtizminiſterium 
Miniſterium des Innern. 
Miniſterium für Landwirt⸗ 
ſchaft uw 
Miniſterium für Wiſſen⸗ 
ſchaft uſ ß 
Miniſterium für Volks⸗ 
wohlfahrt 
Oberrechnungskammer ... 
Offentliche Schuld 


Geſamtſumme ... 


Je Nee 


% ale, er ieiLeljele 


Ordinarium Extraordinarium 
Einnahmen | Ausgaben Einnahmen | Ausgaben 
Mark Mark Mark Meaurk 
| | 
1 286 500 000 579 261 000 15 500 000 | 198 775 000 
12 458 749 000 6 034 970 000 15 000 000 57 500 000 
290 000 27 433 000 == == 
1 775 000 000 1 798 479 000 — 95 400 000 
100 025 000 . Fe: 
50 070 270 e = #5 
122 124 000 118 030 000 — — 
10 742 177 000 10 086 766 000 50 000 449 627 000 
336 828 000 532 562 000 m 27 000 000 
1 518 000 — 2a 55 
4.484 000 4.203 000 =: = 
290 584 000 231 680 000 — — 
241 556 501 950 103 266 319 558 — 60 000 000 
475 299 438 303 981 953 596 605 1 715 000 602 937 000 
40 875 000 1 960 062 000 — 8 
2 604 000 25 995 000 == — 
55 680 000 99 311 000 — — 
7 087 736 000 10 897 561 000 = 29] 244 000 
1885 379 000 3178 275 000 = 1 052 325 000 
12 983 227 000 | 19111 938 000 — 203 326 000 
27 617 766 000 33 875 207 000 . 2 452 935 000 
2.006 034 000 3 615 738 000 15 000 000 483 966 000 
4 027 613 000 11 326 848 860 46 650 000 1 227 018 000 
309 179 318 1205 222 200 2 100 000 000 4 235 700 000 
35 655 978 66 004 000 — — 


621 922 181 


800 697 961 000 


1335 570 777 
1191 331 033 000 


2193 915 000 | 


11 437 753 000 
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Vermorke: 1. If ein planmäßiger Beamter einer preußiſchen Verwaltung länger als 6 Monate zu 
einer anderen preußiſchen Staatsverwaltung oder zu einer Reichsverwaltung beurlaubt, ſo kann ſeine Stelle 
anderweit beſetzt werden, ohne daß er die Rechte und Pflichten eines eine planmäßige Stelle bekleidenden Be⸗ 
amten hierdurch verliert. Kehrt der beurlaubte Beamte in den Dienſt ſeiner Verwaltung zurück, ſo iſt er 
innerhalb von 6 Monaten in einer planmäßigen Stelle unterzubringen, oder, wenn während dieſes Zeitraums 
eine planmäßige Stelle gleicher Art nicht frei geweſen iſt, in der erſten ſpäter frei werdenden Stelle dieſer 
Art. Bis dahin iſt ſein Dienſteinkommen außerplanmäßig zu verrechnen. 

Bei richterlichen Beamten iſt, falls die Wiederbeſetzung der Stelle erfolgen ſoll, die Beurlaubung über 
6 Monate hinaus davon abhängig zu machen, daß ſich der Beamte für den Fall des Rücktritts in ſeine 
frühere Verwaltung mit der Verſetzung in eine gleichartige Stelle einverſtanden erklärt. 


2. Zur Verringerung und Verbilligung des Beamtenkörpers können planmäßige Beamtenſtellen bei ihrem 
Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 


Abſchluß. 


Es betragen: 


die Ianfenden Eitahng n 800 697 961 000 Mark, 
die einmaligen Einnahmen 2 193 915 000 „ 5 
N ’ zufammen ... 802 891 876 000 Mark, 
die dauernden Ausgaben 4 1191 331 033 000 Mark e „ 
die einmaligen Ausgabeer n 11 437 753 000 » nden, 
zufammen .... 1202 768 786000. » 


Berlin, den 17. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium.“ 


Braun. v. Richter. 


Sega, u 


Zweite Anlage zum Haushaltsgeſetze. 


Haushalt 
der Verwaltungs⸗Einnahmen und ⸗Ausgaben 
der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaſtskaſſe für das Rechnungsjahr 1923. 


n Betrag für das 
Titel Einnahme und Ausgabe 0 
Mark 
Einnahme. f 
1 Verſchiedene Einnahmen des Kalenderjahres 1923 ; [ Vi U 400 000 
Summe der Einnahme für ſich. 
Ausgabe. i 
1 3 25 Beſoldungen. 
Einzelgehälter: Gruppe All: 
5 11 Bankräte in Stellen von be onderer | - 
er Bedeutung. 
1 Präſident (D.⸗W.). 
W ö f Gruppe A 10: 
Gruppe II: 66 Bankräte. 
1 Staatsfinanzrat als eu 
Gruppe A 9: \ 
deen 5 10 Bankoberinſpektoren. 
Aufſteigende Gehälter: 5 Gruppe A 8: 


49 @ Bankinſpektoren. 
Gruppe A 13: 


4 Staatsfinanzräte als Mitglieder Gruppe A7: 


808 Direktoriums 45 Bankoberſekretäre. 
i 1 Gruppe A 6: 
2 
Saal 8 3 Bankſekretäre. 
2 Oberfinanzräte als ſtellvertretende 
Mitglieder des Direktoriums. Gruppe A 5: 


4 Direktoren beſonders wichtiger Ab- 12 Obergeldzähler. 
teilungen (2 der am 1. 4. 22 im - : 
Dienft befindlichen Beamten führen BL 1 70 

15 Geldzähler. 
die Amtsbezeichnung „Oberfinanz— 
rat und ſtändiger Hilfsarbeiter des Gruppe A 3: 
Direktoriums /,. 2 Amtsgehilfen. 


Geſamtbetrag der Beſoldungen Titel 1... . 81484 926 


Titel 


13 a 


15 
16 


Ausgabe 


Andere perſönliche 1 
Zur Gewährung von Kinderzulagen an über 21 Jahre alte Kinder von G tl, 
Wilfsleiſtüngen Dura Beamte 
Hilfsleiſtungen durch nichtbeamtete Krä ft? k 
Unteren ngen r 7 7 en ae 
Unterſtützungen für Angeftellte und Arbeiter ce een 
Unterſtützungen für Beamte des Ruheſtandes und Hinterbliebene 


Unterſtützungen für ausgeſchiedene Angeſtellte und Arbeiter ſowie Hinterbliebene 


Frei. 
Mökſtandsbeihilfen für Beamte En 


Nichtruhegehaltsfähige Aufwandsentſchädigung für den Präſidenten ſowie ruhe⸗ 
gehaltsfähige Zulagen für den Stellvertreter des Präſidenten, die e 


und die ſtellvertretenden Mitglieder des Direktorium | OR 


Geſetzliche Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten für Ausſchußſitzunge nnn 
Geſetzliche Umzugskoſten 
Zuſchüſſe zu den geſetzlichen Umzugskoſtenvergütungen VVV 


Umzugskoſtenbeihilfen an Beamte, die keinen geſetzlichen Anſpruch auf eine Am⸗ 


zugskoſtenvergütung haben, ſowie Umzugskoſtenbeihilfen für Beamte im Ruhe⸗ 
ſtande und Hinterbliebene von Beamten ndnd nn E 


Wohnungsbeihilfen für verſetzte Beamte. 


Nichtruhegehaltsfähige Zuwendungen aus dem Geſchäſtsgewinn an Beamte im 
Geſamtbetrage bis zu 10 vom Hundert des Reingewinns nach näherer Beſtimmung 
D ien N a ER 


Geſetzliche Verſorgungsgebührniſſe der Ruhegehaltsempfänger ................. 
Geſetzliche Verſorgungsgebührniſſe der Witwen und Waiſen 


Mihelohn ee 8 i 
Summe Titel 2 bis 14. 

Sächliche Ausgaben. 
Gesche eff.. 8 8 
entlich ea end fee 8 


Betrag für das 
Rechnungsjahr 
1923 


Mark 


466 200 
8 219 772 
84 332 000 
112 500 
17 500 
49 000 
10 500 


900 000 


120 000 
701 000 


19 000 
6 000 


6 250 000 
2 258 000 
3 401 000 


106 922 472 


7 275 000 


3 140 000 


10 415 000 
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Betrag für das 


Titel Ausgabe er W. 185 Sk 


Mark 


5 Abertrag ... 10 415 000 
unterhaltung des DIENITREBAUDES ss 8 > 150 000 
18 [Geſetzliche Koſten der Unfallverſicherung und der Unfallfürſorge ʒ - 2 000 

Summe Titel 15 bis 18 .... 10 567 000 
Dazu: » » 221 106 922 472 
» F 81 484 926 

Summe der Ausgabe ... . 198 974 398 


(Die Verwaltungskoſten im Betrage von 198 974 398 Mark werden aus den 
Erträgniſſen der Anſtalt beſtritten.) 
) Zu Titeln 5 bis 5% und de: Die am Jahresſchluſſe verbleibenden Beſtände 
können zur Verwendung in die folgenden Jahre übertragen werden. 8 
Die mit dem Zeichen e verſehenen Beamten erhalten die Bezüge dieſer 
0 Gruppe, ſobald ihnen eine planmäßige Aufrückungsſtelle verliehen worden iſt. 


Vermerk: Iſt ein planmäßiger Beamter der Preußiſchen Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe länger als 6 Monate zu einer preußiſchen Staatsverwaltung oder zu 
einer Reichsverwaltung beurlaubt, ſo kann ſeine Stelle anderweit beſetzt werden, 
ohne daß er die Rechte und Pflichten eines eine planmäßige Stelle bekleidenden 
Beamten hierdurch verliert. Kehrt der beurlaubte Beamte in den Dienſt ſeiner 
Verwaltung zurück, ſo iſt er innerhalb von 6 Monaten in einer planmäßigen 
Stelle unterzubringen, oder, wenn während dieſes Zeitraums eine planmäßige 
Stelle gleicher Art nicht frei geweſen iſt, in der erſten ſpäter frei werdenden Stelle 
dieſer Art. Bis dahin iſt ſein Dienſteinkommen außerplanmäßig zu verrechnen. 
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(Nr. 12558.) Geſetz über Anderungen des Beamten -Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 13. Juli 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen; 


Einziger Paragraph. 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten -Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz; vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 21. November 1922 (Geſetzſamml. S. 431) und der Verordnung über Anderungen 
des Beamten ⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. Mai 1923 wird wie folgt geändert: 
I. Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staats— 
haushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge 
gleichmäßig vom 1. Juni 1923 ab auf 2900 vom Hundert feſtgeſetzt. 

II. Die Frauenbeihilfe ($ 18 Abſ. 3 und § 23 Abſ. 4) wird auf monatlich 33000 Mark 
feſtgeſetzt. 
III. Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1923 ab in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 N 
Berlin, den 13. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Gitgel) a Braun. v. Richter. 


Far 


(Rr. 12559.) Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner. Vom 16. Juli 1923. 


Auf Grund der Ermächtigung im § 43 Satz 4 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 321) in der Faſſung des Geſetzes vom 15. Februar 1923 (Geſetzſamml. ©. 44) wird die 
durch Verordnung vom 15. März 1923 (Geſetzſamml. S. 74) beſtimmte Schreibgebühr von 200 Mark 
auf 1000 Mark für die Seite erhoͤht. 


Die Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 16. Juli 1923. 
Der Juſtizminiſter. 


am Zehnhoff. 


(r. 12560.) Dritte Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, Notare, Rechts: 
anwälte und Gerichtsvollzieher. Vom 18. Juli 1923. 


Auf Grund des Artikels IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, 
vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 335), des Artikels II des Geſetzes, betreffend Abänderung der Ge- 
bührenordnung für Notare, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 355) und des Artikels III des Geſetzes, 
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ER. 


betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechts, 
anwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 359), ſämtlich in der Faſſung 
des Geſetzes vom 12. April 1923 (Gefegfamml. S. 107) wird verordnet: 


Artikel J. f 
Die Gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes werden wie folgt abgeändert: 
1. Der im $ 31 Abſ. 1 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 10 000 Mark. 
2. A. Die volle Gebühr des § 32 Abſ. 1 beträgt bei Gegenſtänden im Werte 


1. bis 100 000 Mark einſchließlich ER EN 10.000 Mark 
2. von mehr als 100 000 Mark bis 150 000 Mark einſchließlic .... 13000 > 
3 » » 150000 » „ 200 000 » TT 16 000 * 
4. » » 200000 » » 300 000 „ 0 20000 „ 
5. » » 300 000 » » 400 000 „ F 24 000 „ 
6. » „ „»» 400 000 » » 500 000 » DEN RE es 30000 „» 
7. » » 500 000 -» » 600 000 „ F 36 000 „ 
83 2 » » 600 000 „ » 700 000 » ES TERROR 42 000 „ 
9. » » » 700 000 „ » 800000 „ RE — 48000 „ 
I » » 800000 » » 900000 „ a ee res 54000 „ 
Mi » » „ 900000 „ »1000 000 „ 2 60000 


B. Für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teils bezeichneten Geſchäfte werden die Gebühren unter A 
mit der Maßgabe erhoben, daß von 5 000 000 Mark bis 10 000 000 Mark die Gebühren um 
4000 Mark, von dem Mehrbetrage bis zu 100 000 000 Mark um 2 000 Mark und darüber 
hinaus um 1000 Mark für jede Wertklaſſe von 200 000 Mark ſteigen. 


3. An Stelle der im § 45 Abſ. 1 beſtimmten Gebührenſätze werden erhoben von dem Betrage 
bis zu 0 000 Marre 6 vom Hundert, 5 

über 50 000 Mark bis zu 100 00 0 4 » » 

» 100000 * DREI .. de » 

» Doo ode een 2 » 

* 1000 000 » 3 Bee ent ezarate ana Ten Te Tehe age = 1 * * 


Der Mindeſtbetrag der Gebühr iſt 3 000 Mark. 


4. Die im § 48 Abſ. 2 beſtimmte Stundengebühr beträgt, wenn das Geſchäft von einem Richter vor⸗ 
genommen wird, 6000 Mark, wenn es von einem Gerichtsſchreiber vorgenommen wird, 4000 Mark. 


5. Der im § 49 Abſ. 1 Satz 2 beſtimmte Mindeſtbetrag der Wegegebühr von 300 Mark erhöht ſich 
auf 5 000 Mark. : 


Die im Abſ. 2 daſelbſt beſtimmte Proteſtgebühr beträgt 


bei einem Werte bis 50 000 Mark einſchließlic ip ·ↄ O [!ii 4 000 Mark 

» » » » 100 000 * » ER ER Bl: 6000 » 
» » » » 200000 * D b 8000 „ 
» » » » 500 000 „ N ĩ ĩðVju 8 12000 „ 
Er) » » 1 000 000 „ roc 15 000 „ 
» » „ 2000000 „ SSS ⁵ !! ¼ egahe:e 20000 „ 
» » » » 5 000 000 » » 31 RN 25 000 » 

„ über 5000 0 %0% nꝛ . Mana here hliistsgee 30 000 „ 


* » » » 
und die Wegegebühr für jeden Weg 3 000 Mark. Der $ 31 Abf. 1 findet keine Anwendung. 


6. Die im § 50 Abſ. 1 unter Nr. 2 vorgeſehene Gebühr für Beglaubigung von Abſchriften beträgt 
mindeſtens 5 000 Mark und höchſtens 20 000 Mark. : 
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7. Die Gebühr des § 51 Abſ. 1 beträgt höchſtens 100 000 Mark. 

5 1 Die im § 52 vorgeſehene Begrenzung der Gebühr auf den Höchſtbetrag von 100 Mark kommt in 
Wegfall. 

9. Die Gebühr des § 64 Abſ. 2 beträgt mindeſtens 5 000 Mark und höchſtens 20 000 Mark. 

10. Die Gebühr des § 68 Abſ. 1 beträgt 10 000 Mark. 

11. Die im § 69 Nr. 1 unter a beſtimmten Gebühren von 1 500, 750, 300, 150 und 20 Mark ex 
höhen ſich auf 75 000, 50 000, 30 000, 20 000 und 10 000 Mark. 

12. Die im § 72 Abf. 2 beſtimmte Gebühr beträgt 10 000 Mark. 

13. Die Gebühren im § 77 unter Nr. 1 von 3 und 9 Mark erhöhen ſich auf 200 und 600 Mark und 
die Gebühren unter Nr. 2 daſelbſt von 6,2 und 12 Mark auf 500, 400 und 1 200 Mark, 

14. Die Gebühr des § 80 Abſ. 1 beträgt mindeſtens 5 000 Mark und höchſtens 20 000 Mark. 

15. Die Gebühren des § 89 Abf. 1 und des § 90 Abſ. 1 und 2 betragen mindeſtens 1000 Mark, die 
des § 90 Abſ. 2 jedoch nicht mehr als 10 vom Hundert der jährlichen Einkünfte des Vermögens. Dieſe 
Vorſchrift findet auch entſprechend Anwendung in den Fällen des §S 82 Abſ. 2 und des § 92 Abſ. 2. 

16. Die im § 94 Abſ. 1 Satz 2 beſtimmte Gebühr beträgt nicht mehr als 10 vom Hundert der jähr⸗ 
lichen Einkünfte der Stiftung. 

17. Die im § 103 Abf. 1 unter Nr. 2 und 3, im § 105 Abſ. 2 und im § 140 Abſ. Sb vorgeſehenen 
Gebühren betragen mindeſtens 5 000 Mark; die Höchſtgebühren von 50 und 100 Mark erhöhen ſich auf 
20 000 und 40 000 Mark. f a re 

18. Die Gebühr des § 107 Abſ. 1 beträgt mindeftens 5 000 Mark und höchſtens 100 000 Mark. 

19. Die Höchſtgebühr im § 117 Nr. 3 erhöht ſich auf 20 000 Mark. ee g 


Artikel II. 
Die Gebühren der Gebührenordnung für Notare werden wie ſolgt abgeändert: 

1. Der im § 3 Abſ. 1 beſtimmte Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 10 000 Mark. 

2. Volle Gebühr im Sinne des § 4 iſt die im Artikel J unter Nr. 2 B beſtimmte Gebühr. 

3. Die im § 12 Abſ. 1 vorgeſehene Begrenzung der Gebühr auf den Höchſtbetrag von 300 Mark 

kommt in Wegfall; die im Abf. 2 daſelbſt beſtimmte Höchſtgebühr erhöht fi) auf 100 000 Mark. 

4. Die im 8§ 13 beſtimmten Gebühren von 2, 3 und 6 Mark erhöhen ſich auf 1000, 3 000 

und 5 000 Mark. s N 

5. Der Notar erhält im Falle des § 14 Abf. 1 Nr. 1 30 Mark für jedes angefangene Tauſend des 
Betrags bis 10 000 Mark, 20 Mark für jedes angefangene Taufend des weiteren Betrags bis 
20 000 Mark, 10 Mark für jedes angefangene Tauſend des weiteren Betrags bis 100 000 Mark, 
5 Mark für jedes angefangene Tauſend des Mehrbetrags. 

6. Der im § 15 Abf. 2 beſtimmte Betrag erhöht ſich auf 10 000 Mark. 

7, Die im § 18 beſtimmten Summen von 10 000 und 50 000 Mark erhöhen ſich auf 100 000 und 


500 000 Mark. 


Artikel III. 


Die Gebühren der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher werden wie folgt 
abgeändert: 5 
1. Volle Gebühr im Sinne des Artikels III iſt die im Artikel 1 unter Nr. 2 B dieſer Verordnung 
beſtimmte Gebühr. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 10 000 Mark. 
2. Die im Artikel 1 unter Nr. 3, 4, 5 und 17 dieſer Verordnung getroffenen Vorſchriften gelten 
entſprechend für die im Artikel 20 beſtimmten Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Ver⸗ 
ſteigerungen, für Wechſelproteſte, für Siegelungen und Entſiegelungen, für die Aufnahme von 
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Vermögensverzeichniſſen ſowie im Falle der Zurücknahme von Anträgen mit der Maßgabe, daß in 
den Fällen des § 48 und § 105 Abſ. 2 des Preußiſchen Wich skeſbageſehe 5 ce 
5 000 Mark beträgt. f 


3. Die im Artikel 21 beſtimmte Gebühr erhöht ſich von 5 auf 1000 Mark. 


Artikel IV. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft und findet Anwendung auf alle zu dieſem Zeit⸗ 
punkte noch nicht fällig gewordenen Gerichtskoſten und noch nicht beendigten Geſchäfte, in letzterer Hinſicht 
auch inſoweit, als Arbeiten bereits geleiſtet ſind. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte treten die Verordnungen vom 26. April 1923 (Gefebfammt, ©, 142) und 
vom 3. Juli 1923 (Gefeßfamml. S. 296) außer Kraft. 


Berlin, den 18. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


(Nr. 12561.) Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren und Rechnungs⸗ 
gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare. Vom 18. Juli 1923. 


Auf 6 Grund der Ermächtigungen im § 110 Abſ. 1, § 113 Abſ. 1 und § 114 Abs. 1 des Preußischen 1819955 
koſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 
(Geſetzſamml. S. 107) und im § 20 Abf. 2 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 
(Geſetzſamml. S. 404) wird folgendes beſtimmt: 


Die im § 110 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſezes vom 28. Oktober 1922 und im $ 20 Abſ. 2 
der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 vorgeſehene Schreibgebühr wird auf 1000 Mark 
für die Seite feſtgeſetzt. 5: 

Die im § 113 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 in der Faſſung 
des Geſetzes vom 12. April 1923 vorgeſehene Entſchädigung des Richters und Gerichtsſchreibers für die Auf 
nahme eines Teſtaments oder eines Erbvertrags außerhalb der Gerichtsſtelle n werden 
für den Richter -auf 6000 Mark und für den Gerichtsſchreiber auf 4000 Mark feſtgeſetzt. 


§ 3. 
Die im § 114 Abf. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 vorgeſehene Stunden⸗ 
gebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten wird auf 1000 Mark bis 5 000 Mark feſtgeſebt. 


8 4. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt die Ver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 298) über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren 
und Rechnungsgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der e 
für Notare außer Kraft. 

Berlin, den 18. Juli 1923. 

Der Juſtizminiſter. 


am Zehnhoff. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


